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Denkzettel für Illusionisten
Leipziger „Arbeiierkonferenz'J bekehrte die Unentwegten

Zum sechsten M ale fand am vergangenen Wochenende in  der 
Messestadt eine sogenannte. „Gesamtdeutsche Arbeiterkonferenz“ 
statt, d ie diesmal vom FDGB-Bundesvorstand einberufen w or­
den war. Zu den rund 1300 Teilnehmern zählten 330 gegen­
w ärtig  in der Sowjetzone lebende KPD -Funktionäre und —  so 
befremdlich es auf Anhieb klingen m ag —  etwa 450 Gewerk­
schafter aus der Bundesrepublik. Gewiß, die gute H ä lfte  davon 
waren im  BGB untergetauchte Kommunisten, aber es gab auch 
viele, d ie m it letzten Illusionen nach L e ip z ig  gekommen waren. 
Zwar waren es meist Betriebsratsm itglieder k leinster Industrie- 
iirmen und Funktionäre der untersten Equipe, aber: Zum ersten 
M ale w ar es der SED und ihren KPD-Verbindungsleuten, 
gelungen, eine größere Zahl nichtkommunistischer DGB-M it- 
glieder nach L e ip z ig  zu locken.
Einen gewissen Ansporn dazu

m ag die in der ersten Bunde 
befürwortete Kontaktaufnalime 
der IG  H olz des DGB m it dem 
kommunistischen FD G B  ge lie ­
fe r t  haben. Man m erkte es 
einigen der westdeutschen Gäste 
— denen die östlichen Gastgeber 
eine lukrative Gratisreise boten 
**— an, daß sie mehr aus Trotz 
und Opposition gegen die e ige­
nen Genossen als aus L ieb e  zur 
SED in die Messestadt gekom­
men waren.

Andere waren im  H O -Lokal 
„Haus Auensee“ —  w o diese 
Konferenzen stattzufinden pfle­
gen —  offenkundig nicht mehr 
unbekannt. „U nentw egte“ , N eu ­
g ierige  und Illusionisten be­
kämen auf diese A rt einen 
Denkzettel verpaßt, der ihnen 
fü r lange Zeit Gesprächsstoff 
bieten dürfte.

M atern fiel ans dem Rahmen
Die Veranstalter hatten den 

Fehler begangen, den SED-Ka- 
derchef Hermann M atern als 
Hauptreferenten einzusetzen. 
Vermutlich glaubte man, w e it­
aus mehr unter sich zu bleiben 
und war von dem starken w est­
deutschen Besuch teils ange­
nehm, aber teils auch peinlich 
berührt. Unter diesen Umstän­
den w irk te Materns Rede w ie 
ein Wasserguß auf jene, die 
h ier „gesamtdeutsche" Gewerk­
schaftsprobleme zu erörtern ge • 
dachten.

M atern begrüßte die w est­
deutschen Besucher als „R e ­
präsentanten eines künftigen 
gesamtdeutschen kommunisti­
schen Arbeiter- und Bauern­
staates“ . E r  gebrauchte damit 
eine Form ulierung, die bisher 
nicht einmal U lbricht entschlüpft 
war. Im  gleichen Atem zug er­
klärte der kommunistische K a ­
dersekretär, die Sowjetzonen­
regierung w erde „niemals mehr 
jene Machtmittel aus der ITand 
geben“ , über die sie heute ver­
füge. Der heute in einer Ost­
berliner V illa  amtierende H am ­
burger KP-Sekretär H ein  F ink  
unterstützte Matern durch den 
H inweis, „d ie besten gew erk­
schaftlichen Losungen würden 
ohnehin durch die im  Uni er­
gründ lebenden westdeutschen 
K P -Leitu n gen  ausgegeben“ . 

Besucher flüchteten vorzeitig  
Spätestens nach der Ansprache 

Materns wurde den westdeut­
schen Besuchern klar, in  w el­
ches Abenteuer sie sich einge­
lassen und m it wem sie W a f­
fenbrüderschaft gesucht hatten. 
Es zeugte von einer befremden­
den Instinktlosigkeit dieser 
Leute, daß sie gekommen w a­
ren. A ber es sprach fü r ihre 
rasche Auffassungsgabe, daß 
von den rund 450 Westdeutschen 
am zweiten Tage nur noch 
ganze 23 wiederkamen. Und das 
Erstaunliche: N icht ein einziger 
Vertreter der westdeutschen IG

H olz  w ar geblieben I F luchtartig 
hatten sie das W eite  gesucht, 
die meisten zeigten  sich noch 
während der spärlichen Ge­
spräche in  den W andelgängen, 
die man am ersten Tage führ­
te, schockiert.

So wurde die Einberufung 
einer „Gesamtdeutschen Jung­
arbeiterkonferenz“ fü r kommen­
den M ärz nur noch im  internen 
K re is  erörtert. Auch die An­
nahme einer „gemeinsamen“ R e ­
solution gegen die „westdeut­
sche K riegspo litik “  fand nur 
noch waschechte Kommunisten 
und müde FDGB-Funktionäre 
als kam pfw illige  Unterzeichner.; 
Der Gäla-Empfang, den die 
Messeleitung am Sonntag fü r 
die „westdeutschen Arbeiter­
delegierten“ m it Sekt und K a ­
viarbrötchen geben w ollte, fie l 
dann fo lgerich tig  aus. Es w äre 
niemand dagewesen, dem man 
hätte zutoasten können . « ,  

W ird  man daraus lernen ?
D ie SED-Presse, die mehr, als 

50 Reporter nach „Haus Auen­
see“ entsandt hatte, w ird  dar­
über kaum berichten. A ber es 
ist fraglich , ob die vo rze itig  ge­
flüchteten westdeutschen T e il­
nehmer zu Hause davon erzäh­
len werden. So sehr man davon, 
überzeugt seih darf, daß von 
diesen keiner w ieder nach L e ip ­
z ig  kommen w ird , so begrü­
ßenswert w äre es, wenn sie nun 
auf DGB-Versammlungen ihre 
Enttäuschung eingestehen w ür­
den. B is dahin aber w ird  die 
SED der Sowjetzonenbevölke­
rung vorgaukeln, sie befände 
sich „in  Übereinstimmung m it 
wesentlichen Te ilen  der w est­
deutschen Arbeiterschaft“ . Und 
die Menschen in  der Zone w er­
den sich fo lgerich tig  von jenen 
kontaktlüsternen Unterfunktio­
nären westdeutscher D G B-Lei- 
tungen verraten fühlen, die zu 
Schaustellungen w ie  je tz t  in 
L e ip z ig  Anlaß geben.
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Ohne Ergebnisse
D T . D er erwartete Moskauer 

Paukenschlag vor den Wahlen 
ist pünktlich eingetroffen. Man 
fra g t sich nach den Gründen. 
D ie Annahme, Moskau verkenne 
die Stimmung der Bevölkerung 
in  der Bundesrepublik und 
glaube, der CDU durch eine so l­
che Aktion schaden zu können, 
ist ebenso unsicher w ie die 
etwas abenteuerliche umge­
kehrte Vermutung, Moskau 
kenne die Stimmung des Volkes 
sogar sehr genau und w olle ge­
rade m ithelfen, Adenauer im 

, Sattel zu halten.
W eitaus wahrscheinlicher ist, 

daß man die neue Sowjetnote, 
die das Gespräch über die deut­
sche Einheit rigoros abschnei­
det, in  einem größeren w elt­
politischen Zusammenhang sehen 
muß. N icht zu fä llig  fo lg t  sie 
auf das Scheitern der Londoner 
Abrüstungsverhandlungen und 
auf die entschiedene W eigerung, 
bei den Moskauer Besprechun­
gen das Prob lem  der Deutschen 
in  Rußland zu behandeln. Eine 
Großmacht w ie die Sowjetunion, 
die sich heute in einer weltum ­
spannenden politischen Ausein­
andersetzung; befindet, richtet 
ihre P o litik  gegenüber einem 
einzelnen Staat w ie Deutschland 
nicht nach separaten» Gesichts­
punkten ein. Sie ve r fo lg t  in 
ihrer P o litik  gegenüber allen 
Ländern nur das eine Z iel: ihre 
Stellung in  der globalen Aus­
einandersetzung zu verbessern. 
So ist auch die deutsche F rage  
in  die weltpoltischen Gegensätze 
eingespannt und läßt sich aus 
diesem Zusammenhang nicht 
mehr herauslösen.

L ies t man die neue N ote aus 
Moskau unter diesem Gesichts­
winkel, so drängt sich der E in­
druck auf; D ie Sow jets geben 
ihr Spiel um Deutschland m it 
einer gewissen Verbitterung 
auf. Sie haben eingesehen, daß 
hier in der nächsten Zeit nicht 
der Punkt liegt, an dem der 
Hebel angesetzt werden könnte, 
um die politische Entwicklung 
in ihrem Sinne w eiter voran-, 
zutreiben. Deshalb wollen sie, 
verärgert und gereizt, das Ka- 

. pitel Deutschland abschließen. 
Manches deutete schon seit 
einigen Monaten auf diese Ent­
wicklung hin. Vielleicht w ar die 
Abberufung des ersten Bot­
schafters Sorin aus Bonn das

erste Signal dafür, daß Moskau 
selÜTst nicht mehr an die M ög­
lichkeit glaubte, große Po lit.k  
m it der Bundesrepublik zu 
machen, indem man sie aus der 
Fron t des W estens heraus­
bräche. Die Zurückberufung des 
Gesandten Kudriawzew , der 
schon in den Jahren um 1939 
in  der Berliner Botschaft am 
deutsch-sowjetischen Bündnis 
m itgew irkt hatte, m ag ein w e i­
teres G lied in dieser K e tte  sein.

W enn diese Deutung der So­
w jetnote r ich tig  ist, muß alles 
andere, was in dem umfang­
reichen Dokument steht, als blo­
ßes Beiwerk angesehen werden
—  teils fü r die Nachbarn 
Deutschlands (einschließlich P o ­
len) bestimmt, die vo r dem „M i­
litarism us“ der Bundesrepublik 
gew arnt werden, teils fü r die 
Bevölkerung der Sowjetzone, 
vor der sich die Sow jetreg ie­
rung •wegen der Spaltung 
Deutschlands zü rechtfertigen 
versucht. D ie G'eschichte der 
deutschen Teilung, die dabei 
recht ausführlich dargelegt w ird, 
ist fre ilich  so stark retuschiert, 
daß man beim  Lesen über die 
F eh ler geradezu stolpert. Schon 
ih r erster Satz ist eine Lüge. 
W enn die Sow jetregierung sich 
als „konsequenter V  er f echter“ 
der deutschen Einheit »schon im 
zweiten W e ltk rieg  aufspielt, so 
ist daran zu erinnern, daß Sta­
lin  noch im  Februar 1945 in 
Jalta die Aufteilung Deutsch­
lands verlangt hat. D ie Schwen­

k u n g  zugunsten der Einheit, die
er kurz darauf vor nahm, er­
scheint nicht ganz uneigennüt­
zig, wenn man bedenkt (und in 
der jetz igen  N ote bestätigt fin­
det), daß die Sow jetregierung 
von da an immer fü r die E in­
heit eines . „friedliebenden und 
demokratischen“ Deutschlands 
eintrat. W as darunter zu ver­
stehen ist, läßt die Sow jetre­
gierung auch in ihrer neuen 
N ote nicht zweifelhaft, indem 
sie das Regim e der jetzigen  
Sowjetzone mit diesen schmük- 
•kenden Beiw örtern versieht.

A u f die deutsche P o litik  w ird  
die Sowjetnote keinen nennens­
werten Einfluß ausüben können. 
Da sie als einzigen W eg  zur 
W iederverein igung w ieder auf 
die Straße nach Pankow  ver­
weist, die zu betreten CDU, 
SPD, F D P  und D P  in vö lliger 
«Übereinstimmung ablehnen, 
müßte man eigentlich erwarten, 
daß Regierung und Opposition
—  w ie sie auch immer nach den

W ahlen aussehen m ögen — 
außenpolitisch in  der F rage  der 
deutschen Einheit nun w ieder 
näher zusammenrücken. Wenn 
die N ote etwas klarmacht, so 
ist es, w ie  eng zur Zeit der 
Spielraum einer deutschen P o li­
t ik  der W iederverein igung ist 
und w ie  gerin g  die Aussichten 
sind, in nächster Zeit zum Ziele 
zu gelangen.

Das Ende in  London
D T . M it höflichem  H ände­

schütteln unter den Delegierten 
und fast unbemerkt von der 
Londoner Öffentlichkeit ist in 
der britischen Hauptstadt der 
vorläu fig letzte Versuch, den 
Rüstungswettlauf in  der W e lt 
zu stoppen, gescheitert. Nach 
31 Verhandlungswochen und 157 
Sitzungen g ib t es den Abrü­
stungsunterausschuß der V er­
einten Nationen nicht mehr.

Nach w ie vor hängt über allen 
Menschen die tödliche Drohung 
der Vernichtung durch A tom ­
waffen. In  diesem Zusammen­
hang muß nichfs dramatisiert 
werden, sind keine sogenannten 
großen W orte vonnöten. Es ge­
nügt festzustellen, daß allein 
die Fortsetzung der A tom w af­
fenversuche, wo immer sie auch 
erfolgen, wissenschaftlich un­
bestritten, w eil in ihrem Aus­
maß unbekannt, Schädigungen 
der heute lebenden und der un- 
geborenen Generationen zur 
F o lge  haben. V or diesem düste­
ren H intergrund w ird  sich je ­
der gern heute einen Illusion i­
sten nennen lassen, wenn er in 
den vergangenen Monaten und 
Wochen an einen wenigstens 
bescheidenen ersten Schritt auf 
dem W ege zur Abrüstung glaub­
te. E r könnte sich m it diesen 
Hoffnungen übrigens vor allem 
auf den amerikanischen D ele­
gierten Stassen berufen, der bis 
in die letzten Stunden der 
Debatten -ein Optimist blieb.

Für diese Hoffnung gab es 
manchen Anlaß. Schien doch der 
in  den vergangenen.Jahren un­
überbrückbare Gegensatz der 
sowjetischen Forderung nach 
Abschaffung aller Atomwaffen 
und der westlichen Bedingung, 
die Durchführung der W affen- 
Vernichtung auch in der So­
wjetunion selbst kontrollieren 
zu können, bei den ersten Sit­
zungen im Frühjahr überwun­
den zu sein. Die Moskauer P o li­
tik  zeigte Neigungen, einer Kon- 

(Fortsetzung auf Seite 7)



Ablehnung der Sowjetnote
Regierung und Opposition sind sich einig

Bonn (Eigenmeldung'). D ie  Bundesregierung und a lle Parteien 
im  Bundestag sind auch nach der neuesten N ote der Sow jet­
regierung darin ein ig, daß der W eg  zur W iederherstellung der 
deutschen Einheit nicht über Verhandlungen m it dem Pan- 
kow er R egim e der Sowjetzone führt. In  ausführlichen Stel­
lungnahmen zu der N ote wurde in  Bonn allgem ein d ie sow je­
tische Forderung abgelehnt, Verhandlungen m it Pankow  ein­
zuleiten und einen Staatenbund zu bilden, dem die Bundes­
republik und die sogenannte D D R  angehören sollten. Sprecher 
der Bundesregierung, der CDU und der F D P  bezeichneten die 
N ote  darüber hinaus als Einmischung in  den westdeutschen 
W ahlkam pf.

Lieber Leser !
W ir  w ollen  gern wissen, w o 
und w ie  unsere Wochenausgabe 
Sie in  der sowjetischen Be­
satzungszone erreicht hat. D ie 
Namen unserer L eser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansich ts-. oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

H errn  M . Barth 
Berlin-Tem pelhof 1 

Manfred-v.-R icIithofen-Str. 2, I I  

W ir  danken Ihnen fü r Ih re 
H ilfe .

Bonn (E igenm eldung). Der 
Bundesrat hat in  seiner Sitzung
u. a. der N ove lle  zum 131er-Ge- 
setz zugestimmt, die neben 
zahlreichen allgemeinen Verbes­
serungen eine w ichtige Sonder­
bestimmung fü r Berlin  enthält. 
Danach können ehemalige B e­
dienstete der Reichshauptstadt, 
des früheren Landes Preußen 
oder des Reiches, die entweder 
im  Ostsektor Berlins oder in 
den Berliner Randgebieten woh­
nen, Beih ilfen  und Unterstüt­
zungen aus Bundesmitteln er­
halten. Voraussetzung ist, daß 
sie am 1. Januar 1955 ihren 
W ohnsitz oder dauernden A u f­
enthalt in  B erlin  oder seinen 
Randgebieten hatten und nach

Briefzensur verschärft
B erlin  (D P A ). Im  Gebiet der 

Sowjetzone und in Ostberlin ist 
die Briefzensur fü r den Verkehr 
von und nach dem Ausland ver­
schärft worden. D er Untersu­
chungsausschuß freiheitlicher 
Juristen teilt dazu mit, das 
Zonenamt fü r Zoll und K on ­
tro lle des W arenverkehrs habe 
angeordnet, daß auf den Zoll­
postämtern in  der D D R  und in 
Ostberlin sämtliche Briefsen­
dungen von und nach dem Aus­
land, soweit sie mehr als 50 g  
w iegen, zu öffnen und auf den 
Inhalt zu prüfen sind.

D er Sprecher der Bundesre­
gierung erklärte vor der Presse, 
der sowjetische Vorschlag, einen 
deutschen Staatenbund zu b il­
den, laufe auf eine Zementie­
rung der Spaltung Deutschlands 
hinaus, da die Voraussetzung 
dafür eine Anerkennung des

dem 131er-Gesetz keine Versor­
gungsansprüche geltend machen 
konnten.

Kein Ruhegeld 
für SEDIer

Berlin  (D PA ). Eine Kam m er 
des Arbeitsgerichts von W est­
berlin  hat in  einem Grundsatz­
urteil festgestellt, daß die M it­
gliedschaft in der SED eine ak­
tive Betätigung fü r ein tota li­
täres System darstellt, die den 
W estberliner Innensenator be­
rechtigt, früheren städtischen 
Bediensteten „die Zahlung von 
Versorgungsbezügen zu verw ei­
gern oder nachträglich zu ent­
ziehen.

Berlin  (D P A ). W ie  das In fo r­
mationsbüro W est meldet, sol­
len die etwa 40 000 sogenannten 
Grenzgänger aus Ostberlin und 
den Randgebieten der Sow jet­
zone, die in  W estberlin  arbei­
ten, künftig  ihre Ausgaben fü r 
M iete, Gas und L ich t im  sow je­
tischen Besatzungsgebiet in dem 
dort verbotenen W estgeld  zah­
len. Das sehe eine Verordnung 
des Ostberliner Magistrats vor. 
D er ursprüngliche Plan, sämt­
lichen Grenzgängern die Lebens­
m ittelkarten zu entziehen und 
sie dadurch zum Kau f a ller L e ­

jetz igen  Regim es in  der So­
w jetzone sei. Es sei „sehr b it­
ter“ , daß die Sow jetregierung 
den Wunsch nach fre ien  Wahlen 
in ganz Deutschland als ein lee­
res Schlagwort bezeichne, „Für 
uns bedeuten w irk lich  fre ie  
W ahlen  das Fundament der de­
mokratischen Existenz.“ D ie 
Sow jetregierung sei aber an 
fre ien  W ahlen nicht interessiert, 
w eil sie genau wisse, daß da­
durch das SED-Regim e in der 
Sowjetzone beseitigt würde. Es 
sei nach w ie  vor ih r Ziel, die­
ses Reg im e auf ganz Deutsch­
land auszudehnen.

D er SPD-Vorsitzende Ollen- 
hauer erk lärte: „M it dieser A rt 
von Notenwechsel ist ke in ‘F o rt­
schritt in der W iederverein i­
gungsfrage zu erreichen.“ Durch 
das Beharren der Bundesregie­
rung auf dem Atlantikpakt und 
durch das Zurückziehen der So­
w jets auf die Forderung, Bonn 
solle m it Pankow  verhandeln, 
sei ein außenpolitisch vö llig  un­
fruchtbarer Zustand eingetreten.

D ie F D P  bezeichnete die Note 
als eine Einmischung in inner­
deutsche Angelegenheiten in 
doppelter Hinsicht.

bensm ittel zu den überhöhten 
Preisen in der HO zu zwingen, 
sei aufgegeben worden.

D er Ostberliner Bürgermeister 
Ebert und die Bezirksleitung 
der SED im Ostsektor hatten 
vor ein iger Zeit Maßnahmen ge­
gen die Grenzgänger angekün­
digt. D ie Stadtkommandanten 
der Westmächte ersuchten den 
sowjetischen Stadtkommandan­
ten in Östb erlin, Maßnahmen 
gegen die Grenzgänger zu ver­
hüten, w eil dadurch die Span­
nungen verstärkt würden.

O stberliner 131er erhalten Beihilfen
Ein wichtiger Beschluß des Bundesrates

Grenzgänger sollen West mark zahlen
Pankow braucht harte Währung



US-Waffen für Nahost
Acht Transportmaschinen in Jordanien gelandet

Amman (A P/D PA ). D ie  USA 
haben m it ihren W affenlieferun­
gen an die westlich orientier­
ten arabische Staaten im  Nahen 
Osten begonnen. Acht Trans­
portmaschinen m it amerikani­
scher M ilitäransriistung lande­
ten auf dem M ilitärflughafen 
von Amman. Sie brachten Pak- 
Geschütze, Maschinengewehre, 
Munition und Jeeps nach Jor­
danien. W eitere  Transportnia- 
schinen sind nach denr Irak, 
dem Libanon und Saudi-Arabien 
unterwegs.

E in  Sprecher des britischen 
Außenministeriums äußerte die 
„ tie fe  Besorgnis“ seiner R eg ie ­
rung Uber die Entw icklung der 
L a ge  in Syrien, D ie L ieferu ng 
amerikanischer W affen an pro­
westliche arabische Staaten, so 
betonte der Sprecher, w erde 
von der britischen Regierung 
begrüßt.

Das syrische Außenministe­
rium  hat in einer Stellung­
nahme die U SA beschuldigt, 
sich in die inneren Angelegen­
heiten Syriens einzumischen 
und das Land durch „P rovoka­
tionen“ zu Maßnahmen zu zwin­
gen, die als Vorwand fü r eine 
Aggression benutzt -werden 
könnten. G leichzeitig richtete 
das syrische Außenministerium 
an die Regierungen des L ib a ­
non, des Irak , Jordaniens und 
der Türkei die Anfrage, ob sie 
den Verein igten Staaten gegen­
über Befürchtungen hinsichtlich 
einer syrischen Aggression ge­
äußert hätten.

D er ägyptische Staatspräsi­
dent Nasser erklärte in  einem 
Interview , die amerikanischen 
W affenlieferungen sollten offen­
sichtlich dazu dienen, den ara-

Warschau (A P ). D ie Bundes­
republik ist Polens w ichtigster 
Briefpartner. W ie  aus einem Be­
richt der Warschauer Zeitung 
„Trybuna Ludu“ hervorgeht, 
kamep in den ersten sieben M o­
naten d. J. etwa 18 M illionen 
B rie fe  nach Polen, während im 
gleichen Zeitraum etwa 24 M il­
lionen in das Ausland gesandt 
wurden. D ie  meisten Briefe 
wurden m it der Bundesrepublik 
ausgetauscht, dann fo lgten  die

bischen Nationalismus zu be­
kämpfen und auszulöschen.

Prom inenter Po le geflohen
Warschau (A P ). D er ehemalige 

stellvertretende polnische M i­
n ister fü r das Bauwesen, Ja- 
w orski, is t nach W esten ge­
flohen. Jaworski, zuletzt L e iter  
des Bauforschungs - Institutes, 
sei kürzlich m it einer poln i­
schen Delegation nach Ostberlin 
gefahren und von dort aus „in 
das Im perium  Adenauers“ g e ­
flüchtet. Nach dem polnischen 
Berich t'hat Jaworski vor seiner 
Flucht .heimlich seine Fam ilie  
ins Ausland geschickt und seine 
W ohnungseinrichtung verkauft. 
Jaworski ist wahrscheinlich der 
prominenteste polnische K om ­
munist, der bisher in  den 
W esten geflohen ist.

Nagy in Ungarn?
Tokio (D P A ). Im re N agy, Un­

garns einstiger M in isterpräsi­
dent, der während des Volks­
aufstandes von den Sowjets ab- 
gesetzt und später nach Rumä- 
nien verschleppt wurde, soll ge­
genw ärtig  in  Budapes’t sein. 
D ies te ilte der ungarische 
Schriftsteller Horvath unter B e­
rufung auf „d irekte“  In form a­
tionen aus Ungarn m it.

Vatikanstadt (A P ). D ie  Vatika­
nische Konzilskongregation hat 
es den ungarischen Geistlichen 
untersagt, öffentliche Ämter zu 
bekleiden oder sich um sie zu 
bewerben. Verstöße gegen  die­
sen Erlaß sollen m it der E x ­
kommunikation geahndet w er-

In drei Jahren: Anti-Rakete
W ashington (A P/D PA ), D ie 

USA könnten innerhalb von drei 
Jahren über eine wirksame A b ­
wehrwaffe gegen interkontinen­
tale Raketen verfügen. Dies er­
klärte der frühere deutsche 
Raketenexperte Dr. Dornberger 
in einem Zeitschriftenartikel.

80. und 81. Veto
N ew  Y ork  (A P ).  Im  Sicher­

heitsrat der Vereinten Nationen 
hat die Sowjetunion durch ihr 
80. und 81. Veto die Anträge 
der drei W estmächte und fünf 
w eiterer M itgliedstaaten zu F a ll 
gebracht, d ie Republiken Süd­
korea und Südvietnam in  die 
Vereinten Nationen aufzuneh­
men.

E in  Vorschlag zur Aufnahme 
der Äujßeren M ongolei wurde 
w en ig  später m it 5 gegen  2 
Stimmen bei 4 Enthaltungen 
abgelehnt. Mehrere M itg lieder 
des Sicherheitsrates betonten, 
die Äußere M ongolei sei nicht 
unabhängig.

Für baldige 
Verhandlungen

W ashington (D PA ). Der A b ­
rüstungsausschuß des US-Senats 
hat in einem Bericht baldige 
Verhandlungen zwischen den
Westmächten und der Sow jet­
union über die deutsche W ieder­
verein igung auf der Grundlage 
einer Reduzierung der sow je­
tischen und amerikanischen 
Streitkräfte in Deutschland vor­
geschlagen. D er Bericht ist eine 
Zusammenfassung der laufen­
den Untersuchung des A b ­
rüstungsproblems durch den
Ausschuß.

den. Geistliche, die M itg lied  des 
Parlam entes sind, oder andere 
öffentliche Äm ter bekleiden, sol­
len diese innerhalb eines M o­
nats niederlegen.

Vatikanische Kreise erklärten 
dazu, durch diesen Erlaß soll­
ten Geistliche daran gehindert 
werden, den Bemühungen der 
Kommunisten um Schwächung 
der katholischen K irche V or­
schub zu, leisten. B isher habe 
die K irche vereinzelt und aus 
bestimmten Gründen Priestern  
oder Prä laten die Übernahme 
öffentlicher Äm ter gestattet; die 
politische B etätigung entspreche 
jedoch nicht der des Geistlichen, 
der ausschließlich seelsorgerisch 
tä tig  sein soll. In  Ungarn 
herrschten zudem Verhältnisse, 
die es angeraten erscheinen 
ließen, die P riester vö llig  aus 
dem politischen Leben heraus­
zuhalten.

Die meisten Briefe nach Deutschland
Bundesrepublik — Polens wichtigster Briefpartner

USA, die Sowjetunion und 
Großbritannien.

Politik für Geistliche verboten
Ein päpstlicher Erlaß für Ungarn



So sind sie wirklich:

Der Mann, der
M it schuldbewußter Hoffnung 

verfo lg t man im  Ostberliner 
SED-Zentralkomitee seit Wochen 
das in  dreitägigem  Abstand er­
scheinende „Gesundheits-Bulle­
tin “  eines Ärztekollektivs, das 
über den Krankheitszustand des 
ze itw e ilig  bereits in Agon ie be­
findlichen „Staatspräsidenten“ 
W ilhelm  P ieck (83) Auskunft 
geben soll. Am  11. Oktober geht 
nämlich Piecks Amtsperiode zu 
Ende, und die SED steht vor 
der unangenehmen Aufgabe, da­
m it die Amtsunfähigkeit des 
sterbenskranken Pieck zu erklä­
ren. W ürde Pieck dagegen vo r­
her sterben, w äre die Sache 
politisch und parteitechnisch 
weitaus unkomplizierter. Und so 
mischen sich in die täglichen 
Genesungswünsche der Parte i 
zuweilen recht ungute Ge­
danken.

In  diesem Zusammenhang 
w ird  se it W ochen der Name 
eines Mannes genannt, der 
Piecks voraussichtliche Nach­
fo lge  übernehmen so ll: Max
Seydewitz. N u r —  ein Punkt 
w ird  anscheinend übersehen: 
Seydew itz hat bereits zweimal 
ein derartiges Ansinnen abge­
lehnt. E r  sei zu alt, argumen­
tiert der heutige D irektor der 
„Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden“. Doch es scheint, er 
hat andere Gründe dafür . . <

Der „U ra lt-S ozi“
Seydew itz is t immerhin -erst 

64 Jahre a lt und som it ganze 
19 Jahre jünger als Pieck. 1892 
geboren, wurde er als Sohn 
eines thüringischen Arbeiters 
frühzeitig  in die Buchdrucker­
lehre gesteckt. E r  gehört zur 
ältesten Garde der heute zwangs­
verschmolzenen Sozialdemokra­
ten, in der Pa rte i w ird  er halb 
hämisch, halb wohlwollend als 
„U ralt-Sozi“  nominiert.

Bereits 1919 wurde der da­
mals 27 jäh rige Chefredakteur 
der Hallenser SPD - Zeitung 
„Volksblatt“ , 1931 übernahm er 
das Zwickauer „Sächsische 
Volksblatt“  in gleicher Punk­
tion. Kurz darauf schloß ihn 
seine Parte i wegen Gründung 
der „Sozialistischen A rbeiter­
partei“ (SA P ) aus ihren Reihen

nicht Präsident werden w ill. * •
Parteiorgans „E inheit“  erhoben. 
Es ist die Zeit kurz nach der 
Zwangsvereinigung, w o  man 
noch W ert darauf legt, alle 
Parteiäm ter paritätisch m it Ex-
Sozialdemokraten zu besetzen.{
Schatten der Vergangenheit

Als im  Juli 1947 die Nachfolge 
des verstorbenen sächsischen 
Ministerpräsidenten Dr. h. r.. 
Friedrichs geregelt werden muß, 
setzt die SED Seydew itz auf 
diesen prekären Posten, den er 
tro tz vielfachen Mißgeschicks 
bis zur Verwaltungsreform  des 
Sommers 1952 beibehalten soll.

Dazwischen lieg t .jene Zeit, die 
den Ex-Sozialdemokraten Sey- 

• öew itz zur Besinnung kommen 
ließ. Im  W inter 1950/51 w ird er 
von der Parteikontrollkom m is­
sion entwürdigenden Verhören 
über die Gründung der einsti­
gen S A P  unterzogen. Man be­
schimpft ihn als Trotzkisten, 
enthebt ihn seiner Parteifunk­
tionen und zw ingt ihn, sich 
öffentlich von seinen überleben­
den SAP-Genossen zu distan­
zieren.

Diese Schmach hat Seydewitz 
der Parte i nie vergessen. Seit 
seiner Amtsenthebung 1952 w ar 
er nur noch als Schriftsteller 
tätig , zusammen m it seiner 
Frau  Ruth gab er verschiedene 
W erke zur Dresdner H eim atge­
schichte heraus. Seine je tz ige  
Funktion ist die W iedergut­
machung der Partei, die im  
Zuge des Antistalinismus auch 
ihre Ansicht über die SAP- 
„Trotzk isten“  revidieren mußte.

In  diesem Dezember w ird  
M ax Seydew itz 65 Jahre alt. 
Man 4hat ihn parteioffizie ll fü r 
etliche Ordensverleihungen vo r­
geschlagen, der R at des Bezirks 
Dresden hat ihm eine Ruhevilla 
am „W eißen H irsch“ zugesagt. 
Seydew itz w ird  sich damit zu­
frieden geben, nichts lockt ihn, 
die mühevolle Bürde eines zum 
Zeremoniell verpflichteten P rä ­
sidenten jener „Republik " auf 
sich zu nehmen, von der er 
ebenso enttäuscht ist w ie seine 
alten SAP-Kam eraden, die heute 
zum großen T e il im Westen 
sind. Und es erscheint höchst 
fraglich, ob Seydewitz diesmal 
der Parteid iszip lin  erneut ge­
horchen wird.

M A X SEYDEWITZ

aus. D ie  kurzlebige S A P  trieb 
Seydew itz dann endgültig in die 
K P D .

Kleiner F lir t m it W ollweber

D er w eitere  Lebenslau f ist in 
Dunkel gehüllt. Seydew itz ver­
brachte die N azizeit in  der 
schwedischen Em igration, aber 
irgendeine Spionageaffäre, in 
die der heutige SSD-Chef W o ll­
weber verw ickelt war, brachte 
ihn h inter original „schwe­
dische Gardinen“ . In  den jün­
geren B iographien Seydew itz ’ 
feh lt diese Episode, desgleichen 
die Tatsache, daß die Sow jet­
union gegen  Schweden einen 
Auslieferungsantrag auf diesen 
Mann geste llt hatte, um ver­
mutlich geheimdienstliche Spu­
ren zu verwischen.

A ber der F lir t  m it W ollw e- 
bcrs Sabotageorganisation kann 
nur kurz gewesen sein. 1945 
kehrt Seydew itz nach Ostberlin 
zurück, um den Posten eines 
Intendanten des „Berliner 
Rundfunks“  zu übernehmen. Im  
August 1946 w ird  er zum Chef­
redakteur des theoretischen



Atheistische „Militärseelsorge“
„Nationale Volksarmee“  provoziert am laufenden Band

V iele  Sowjetzonenbewohner beklagen sich über zunehmende 
Provokationen aus den örtlichen Garnisonen der „Nationalen 
Volksarmee“ . Bestimmte Kompaniefü lirer machen sich ein  Ver­
gnügen daraus, ih re Einheiten an Sonntagvorm ittagen m itten 
durch die K irchgänger marschieren oder laut gröhlend an K ir ­
chen vorbeiziehen zu lassen. D abei werden m it Vorliebe Marsch­
lieder antikirchlichen Inhalts gesungen. Beschwerden einzelner 
B ürger hatten jew eils  ausweichende Entschuldigungen der 
Standortkommandanten zur Fo lge , wobei entrüstet in  Abrede 
gestellt wurde, daß die Sowjetzonenarmee E ieder antireligiösen 
Inhalts verbreitet.

SSD, herhörsn!
Der kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er  Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TA G  
also ruh ig bei der Po lize i 
oder beim  Bürgerm eister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle abgeben. übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.

Jetzt w ird  aus den „L ieder- 
b lättern  fü r die Nationale 
Volksarmee“ erstmals der vo lle 
T ex t eines erst im Juli 1857 ( ! )  
aufgelegten - „M ilitärseelsorge- 
Marsches“ bekannt. E r  schlägt 
allen SED-Erklärungen über die 
angebliche „Neu tra lität“  der 
Zonenarmee gegenüber P e li-  
gionsfragen ins Gesicht.

„P ion iere" singen mit
Das auch in Kre isen  der „Jun­

gen P ion iere“  —  also unter 10- 
bis 14jährigen K indern  —  ve r­
breitete L ied  ist von dem FD J- 
Schriftsteller Hans - Joachim 
Stein getextet und wurde von 
W aldem ar F indeisen vertont. Es 
beg inn t:

„G'ebt dem Soldaten die Ge­
bote w ieder, 

denn er benötigt sie so sehr. 
N icht nur Komm ißbrot, nein, 
auch Kirchenlieder, 
sind die rechte Nahrung fü r 
das M ilitär.
Gebt dem Soldaten darum die 
Gebote w ied e r !“

Im  Kehrreim  singt eine Gruppe 
von Soldaten den „Marsch- 
Choral“  :

„Gottes Reich ist a llerw egen ! 
Hunderttausend, die ums 

Leben, 
um das Leben kamen, 
flüstern aus den Gräbern 

ihren 
Segen :
,Amen “

Zum Schluß singt dann ein 
einzelner Soldat:

„H err, die Erde ist gesegnet, 
und der Bischof spricht in 
Deinem Namen!
Doch was sagt er, wenn es 

Tod
und Feuer regnet?
Amen w ird  er sagen.

Amen . . .“
D ieser T e il des Liedes w ird 

auch in  getragenem Marsch­
tempo als Chor vorgetragen*

W enn so etwas in  a ller Öf­
fentlichkeit geschieht, dann ist 
dies mehr als der Ü bergriff 
eines einzelnen Unteroffiziers 
oder Kompanieführers. Und 
wenn Pa rte i und F D J  ein sol­
ches L ied  in Massenauflage 
drucken lassen, um es inner­
halb der Arm ee und sogar unter 
K indern  zu vertreiben, dann ist 
das bereits gelenkte Provoka­
tion. In  Fällen , w o sich ein­
zelne B ürger an die Leitungen  
der „Nationalen F ron t“ oder an 
die Staatspartei wandten, um 
solche D inge abzustellen, hat 
niemand etwas unternommen. 
N iem and schreitet ein, wenn 
N VA-P ion iereinheiten  in Straus­
berg  während einer Übung aus­
gerechnet neben einem Friedhof 
in  Stellung gehen und durch 
Übungshandgranaten die sonn-

Aus von geflüchteten Soldaten 
vorgelegten  Dienstplänen geht 
hervor, daß Einheiten der „N a ­
tionalen Volksarmee“ das sonn­
tägliche Scharfschießen als „Got­
tesdienst“  plakatieren. Gewiß, 
dies w ird  keinem Gläubigen 
wehe tun, der von einer kom­
munistisch geleiteten Arm ee 
kaum etwas anderes erwarten 
kann. A ber es ist typisch fü r 
die Grundhaltung dieser Armee, 
die ja  auch junge Christen 
zwangsrekrutiert.

M it welch hinterhältigen A r ­
gumenten aber dem geschichts­
unkundigen Rekruten hier 
pseudo-„antifaschistische“ P ro ­
paganda in  die atheistische 
Zwangserziehung gem ixt w ird, 
m ag aus einer Strophe des „M i­
litärseelsorge“  betitelten Marsch­
liedes hervorgehen:

„Gebt dem Soldaten fleiß ig 
Bischofsworte —
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täglichen Friedhofsbesucher ver­
treiben. K e in  Funktionär be­
lehrt den Feldwebel, der seinen 
In fanteriezug am Sonntagmor­
gen durch M agdeburg marschie­
ren  und dabei Landsknechts­
lieder singen läßt, die m it der 
humorvollen Aufforderung en­
den: „H än gt die Pfaffen , hängt 
die P fa ffen  an die W a n d !“

der Bischof weiß damit 
Bescheid.

E r  hat ja  jene braune 
Fahnenborte -— 

in  Potsdam  w ar das damals, 
auch gew eiht.“

U nd:
„Es kostet vie l, ein Christ 
zu sein:
Auch das Leben. Und als 

from m er Rahmen 
b le ib t o ft nur ein Kreuz am 
W egesrain  . . .
A m en ! “

W eiterer Erklärungen bedarf 
es kaum. Bereits dieses L ied  
spricht fü r sich, andere ließen 
sich belieb ig zitieren. D ie So­
w jetzonenverfassung bedroht 
jeden Bürger, der die religiösen 
Gefühle seiner Mitmenschen 
verletzt, m it Strafe. Aber — 
gib t es einen Bereich des so­
wjetzonalen Lebens, auf den die 
„D D R “-Verfassung praktische 
Anwendung fände . . . ?

Scharfschießen als „Gottesdienst“



„Yes, die Konferenz ist zu. Ende, und das
isi leider das einzige, was es zu Das Ende

verschrotten gib!5."

Das Ende in London
Fortsetzung von Seite 2 

trolle auch auf dem eigenen Ge­
biet aus der L u ft  und auch am 
Boden zustimmen zü wollen. D ie 
westlichen Mächte hingegen ge­
standen eine Unterbrechung der 
Atomwaffenversuche fü r zwei 
Jahre zu und entsprachen damit 
fast in  vollem  Umfange einem 
russischen Wunsch.

Selbst eine genaue Analyse 
der Vorschläge aus Ost und 
W est w ird  das Geheimnis des 
Wechsels in der russischen H a l­
tung auf der Londoner Abrü­
stungskonferenz nicht lüften 
können. Wenn man es zeitlich 
fix iert, so beginnt die sow je­
tische H altung sich gerade in 
dem Augenblick ins N egative zu 
wandeln, als sich in  Moskau der 
Sturz der M olotow-Kagano- 
witsch-Gruppe und die Verban­
nung Malenkows und Schepi- 
lows vollzog. Chrustschow w arf 
bekanntlich M olotow  auch die

Sabotage a ller Koexistenz-Poli­
tik  m it dem W esten vor.

Schließlich sprach Sorin von 
dem „Pap ier ohne W ert“ , w o­
m it er die westlichen V or­
schläge in Bausch und Bogen 
verw arf und den Kurs auf A b ­
bruch der Verhandlungen ein­
schlug. Seine Schlußerklärung 
im  Lancaster-House, das Aü- 
rüstungsproblem dürfe nicht 
mehr in geheimen und be­
schränkten Sitzungen des Unter­
ausschusses diskutiert werden, 
vielm ehr sei es notwendig, 
diese F rage  ohne Verzögerung 
vor die Vollversammlung der 
U N  zu bringen, und seine w e i­
tere M itteilung, daß dieser Un­
terausschuß um Vertreter an­
derer Mächte erw eitert werden 
müßte, macht die sowjetische 
Absicht vollends deutlich.

Diese sowjetische Taktik  le­
diglich m it einem Achselzucken 
abzutun, wäre nicht empfeh­

lenswert. D er K am pf zwischen 
Ost und W est vo llzieht sich in 
der Sicht des K rem l schon 
lange nicht mehr in 'dem rein  
m ilitärischen W erben um jene 
afrikanisch-asiatische Gruppe, 
die bm w ichtigen Abstimmun­
gen  dkr UN-Vollversam m lung 
den Ausschlag gibt.

Und es w äre daher nicht sehr 
überraschend, wenn der nächste 
Abrüstungsunterausschuß der 
U N  nicht mehr nur aus den bis­
herigen fü n f Mächten bestünde, 
sondern Vertreter der a frika­
nischen oder asiatischen Staa­
tengruppe in  seinen K re is  au f­
nehmen müßte. Ob ein künf­

t ig e r  russischer D elegierter da­
m it Verbündete gewonnen hät­
te, steht dahin. Auch die Ge­
schicklichkeit der westlichen 
J^olitik fände hier ein weites 
Feld. So brauchte das Ende in 

8 London zwar eine schmerzliche 
Verzögerung, aber nicht das 
Ende a ller Hoffnungen auf A b­
rüstung zu bedeuten.



BILDER BES WOCHE. Oben: Olympiasieger H. G. Winkler errang in Rotterdam die 

erstmals vergebene Würde eines Europameisters im Springreiten. — Unten: Le Corbu­

sier, der berühmte französische Architekt des umstrittenen Wohnhochhauses am Olym­

piastadion hält sich zur Zeit anläßlich der INTERBAU in Westberlin aui.


